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20. Nachtrag zur Satzung der BG RCI 

Die Satzung der BG RCI vom 20. Januar 2010 in der Fassung des 19. Nachtrags vom 
25. Juni 2024 wird wie folgt geändert: 

Artikel I 

1. § 25 der Satzung wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 
„Über die gesetzlich im Einzelnen festgelegten Pflichten hinaus haben die Unternehmer und 
Unternehmerinnen die Berufsgenossenschaft bei der Durchführung der Unfallversicherung 
zu unterstützen (§ 191 SGB VII).“ 

b) Satz 3 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 
„Dazu obliegt es den Unternehmern und Unternehmerinnen insbesondere, 
• alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen und alle vorhandenen Beweis- oder sonstigen 

Urkunden vorzulegen sowie 
• darauf hinzuwirken, dass Versicherte nach Unfällen im Unternehmen nur Ärzte und 

Ärztinnen oder Krankenhäuser aufsuchen, die die Berufsgenossenschaft benannt hat.“ 

2. § 30 Satz 4 der Satzung wird durch den folgenden Satz ersetzt: 
„Unternehmer und Unternehmerinnen, bei denen keine Prüfung nach § 28p SGB IV 
durchzuführen ist, prüfen die Unfallversicherungsträger selbst; hierfür bestimmen sie die 
Prüfungsabstände.“ 

3. § 31 Absatz 3 der Satzung wird durch den folgenden Absatz ersetzt:  
„(3) Unberücksichtigt bleiben: 

1. Versicherungsfälle nach § 8 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 SGB VII (Wegeunfälle), 
2. Berufskrankheiten (§ 9 SGB VII), 
3. Versicherungsfälle, die sich durch höhere Gewalt oder alleiniges Verschulden nicht 

zum Unternehmen gehörender Personen ereignet haben, auf Antrag des 
Unternehmers bzw. der Unternehmerin, 

4. Beiträge für die Lastenverteilung zwischen den gewerblichen 
Berufsgenossenschaften (§§ 176 bis 181 SGB VII), 

5. Abfindungsbeiträge (§ 35 Abs. 1 der Satzung).“ 

4. § 44 Absatz 1 Satz 1 der Satzung wird durch den folgenden Satz ersetzt: 
„Die freiwillige Versicherung erfolgt auf schriftlichen oder elektronischen Antrag bei der 
Berufsgenossenschaft (§ 6 Abs. 1 SGB VII).“ 

5. § 48 der Satzung wird wie folgt ersetzt: 
„§ 48 – Änderung der Versicherungssumme 
Die freiwillige Versicherung wird mit Ablauf des Monats, in dem ein schriftlicher oder 
elektronischer Antrag bei der Berufsgenossenschaft eingegangen ist, auf eine andere 
Versicherungssumme umgestellt, sofern nicht ausdrücklich ein späterer Zeitpunkt genannt 
wird.“ 



6. § 49 Absatz 1 der Satzung wird durch den folgenden Absatz ersetzt: 
„(1) Die freiwillige Versicherung endet mit Ablauf des Monats, in dem ein schriftlicher oder 
elektronischer Antrag bei der Berufsgenossenschaft eingegangen ist.“ 

7.  § 54 Absatz 2 der Satzung wird durch den folgenden Absatz ersetzt: 
„(2) Sind Personen von Unternehmerinnen oder Unternehmern oder einem sonst dazu 
Befugten 

a) beauftragt, das Unternehmen ganz oder zum Teil zu leiten, 
b) ausdrücklich beauftragt, in eigener Verantwortung Aufgaben wahrzunehmen, die 

den Inhaberinnen oder Inhabern des Betriebes obliegen, und handeln sie auf Grund 
dieses Auftrages, so sind Vorschriften, die für die Unternehmerinnen und 
Unternehmer gelten, auch auf die Beauftragten anzuwenden, wenn besondere 
Eigenschaften, Verhältnisse oder Umstände (besondere persönliche Merkmale), 
welche die Möglichkeit einer Ahndung begründen, zwar nicht bei ihnen, aber bei den 
Unternehmerinnen und Unternehmern vorliegen. Dies gilt sinngemäß für 
Beauftragte von einer Stelle, die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahrnehmen 
(§ 9 Abs. 2 OWiG).“ 

8. § 59 der Satzung wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird durch den folgenden Absatz ersetzt: 
„(3) Die Vereinbarung, die nach § 178 Abs. 1 bis 3 SGB VII von der Berufsgenossenschaft 
Rohstoffe und chemische Industrie zu tragenden Rentenlasten und die Rehabilitationslasten 
sowie die anteiligen Verwaltungs- und Verfahrenskosten intern auf die Zuständigkeitsbe-
reiche der Fusionspartner in dem Verhältnis zu verteilen, das den jeweiligen Anteilen an der 
Summe der Struktur- und Überaltlasten entspricht, die sich ergeben würden, wenn eine 
Vereinigung nicht stattgefunden hätte, wurde auf Beschluss der Vertreterversammlung nach 
Maßgabe des § 118 Abs. 4 Satz 2 SGB VII über den 31. Dezember 2024 hinaus um sechs 
weitere Jahre verlängert.“ 

b) Absatz 5 wird gestrichen. 

Artikel II 

(1) Artikel I Nummer 1 bis 3 und Nummer 7 tritt am 1. Januar 2027 
in Kraft. 
(2) Artikel I Nummer 4 bis 6 tritt zum 5. April 2017 in Kraft. 
(3) Artikel I Nummer 8 Buchstabe b tritt zum 1. Juli 2020 in Kraft. 
(4) Artikel I Nummer 8 Buchstabe a tritt zum 1. Januar 2025 in Kraft. 



Beschlossen von der Vertreterversammlung der BG RCI in ihrer Sitzung am 2. Juli 2026 in 
Haltern am See. 

gez. Wolf Müller 
(Vorsitzender der Vertreterversammlung) 

Genehmigung 

Der vorstehende, von der Vertreterversammlung der Berufsgenossenschaft Rohstoffe und 
chemische Industrie am 2. Juli 2026 beschlossene 20. Nachtrag zur Satzung wird gemäß  
§ 34 Absatz 1 Satz 2 SGB IV i.V.m. § 114 Absatz 2 Satz 1 SGB VII genehmigt. 

416-10502#00005#0007 Bundesamt für Soziale Sicherung 
Im Auftrag Bonn, den 23. Juli 2026 

 gez. Warburg 
 (Dienstsiegel) 
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